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Vorbemerkungen

• Keine Präsentation zum österreichischen GAP-Strategieplan, weil

• EU-Grundlagen noch nicht endgültig (im Detail) fest stehen

• nationale Ausgestaltung derzeit noch in Arbeit ist (14 
ExpertInnengruppen, 17 Unterarbeitsgruppen)

• Förderinstrumente hohen Wiedererkennungswert haben

• Heutiges Thema sind die (rechtlichen) Herausforderungen im 
Zusammenhang mit der Erstellung des österreichischen GAP-
Strategieplans
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Status quo 

• ausführliche EU-Vorgaben (Basisrechtsakte, delegierte Rechtsakte, 
Durchführungsrechtsakte)

• 1. Säule – Marktordnungsmaßnahmen (einschließlich Direktzahlungen):

• → 100% EU-Finanzierung; Marktordnungsgesetz; Verordnungen zur 
technischen Ausgestaltung; Abwicklung in Hoheitsverwaltung

• 2. Säule - ländliche Entwicklung: 

→Nationale Kofinanzierung; Ausgestaltung der EU-Vorgaben durch –
von EK genehmigtes – LE-Programm; Sonderrichtlinien ÖPUL, AZ und 
Projektmaßnahmen; Abwicklung in Privatwirtschaftsverwaltung 
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Was ändert sich 1

• Zusammenfassung der Fördermaßnahmen der 1. Säule und der 
ländlichen Entwicklung in der GAP-Strategieplan-Verordnung

• Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 (Ländliche Entwicklung) -> GAP-
Strategieplan-Verordnung

• Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 (Direktzahlungen) -> GAP-Strategieplan-
Verordnung

• Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 (Marktorganisation) -> Fördermaßnahmen 
in den Sektoren Obst/Gemüse, Wein, Bienen in GAP-Strategieplan-
Verordnung

• Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 (Finanzierung, Abwicklung) -> Horizontale 
Verordnung
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Was ändert sich 2?

• EU-Recht beschränkt sich für GAP-Strategieplan hauptsächlich auf  
Vorgaben und „Rahmen“, soweit es zur Schaffung eines einheitlichen 
Level Playing Fields (zwecks Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
zwischen den Mitgliedstaaten) notwendig ist

• Viel Gestaltungsspielraum für Mitgliedstaat zur Ausgestaltung, aber 
Rechtfertigung für getroffene Entscheidung gefordert

• Nationale Ausgestaltung erfolgt mit GAP-Strategieplan
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Bestehende EU-Vorgaben

• mögliche Fördermaßnahmen („Interventionen“): teilweise geänderte 
Namen (z.B. statt Basisprämie jetzt Einkommensgrundstützung für 
Nachhaltigkeit), um umweltorientierte Ausrichtung zu betonen

• Allgemeine und spezifische Ziele für die Wahl und Ausgestaltung   der 
Fördermaßnahmen

• Für Mitgliedstaat jeweils verfügbare Mittel sowie Ober-/Untergrenzen 
für die Fördermaßnahmen einschließlich  Möglichkeit zur Umschichtung 
zwischen den beiden Säulen

• Obligatorische Maßnahmen: z.B. aktiver Landwirt, Konditionalität 
(bisher Cross Compliance), soziale Dimension, landwirtschaftliche 
Betriebsberatung
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Finanzierung und Abwicklung – vom Konformitätsmodell 

zum Umsetzungsmodell
• Derzeit prüft Kommission  Übereinstimmung mit EU-Vorgaben (Konformität) 

anhand der vom Mitgliedstaat getätigten Ausgaben, der Vorgangsweise bei der 

Anwendung der umfassenden EU-Vorgaben und der getätigten Kontrollen

• Im Umsetzungsmodell legt Mitgliedstaat selbst mithilfe des Leistungsrahmens die 

zu erreichenden Zielvorgaben samt Etappenzielen fest

• Jährlicher Leistungsbericht an die Kommission: umfasst die Ausgaben je 

Maßnahme, die  Outputs (z.B. ha geförderte Flächen) und den Betrag pro Output 

(Einheitsbetrag) sowie Bezugnahme auf Etappenziele 

• Leistungsüberprüfung 2025 und 2027: bei mehr als 35% bzw. 25% Abweichung 

vom Etappenziel ist Rechtfertigung durch Mitgliedstaat und gegebenenfalls 

Aktionsplan erforderlich
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Inhalt des GAP-Strategieplans

• Bewertung der Bedürfnisse (gemäß SWOT-Analyse)

• Interventionsstrategie mit Zielwerten, Etappenzielen und Begründung

• Fördermaßnahmen, mit denen die dargestellten Bedürfnisse abgedeckt 
werden sollen

• Übersicht über Umwelt- und Klima-Architektur und der Beitrag zu den 
umwelt- und klimabezogenen Zielen

• Verwaltungs- und Koordinierungssystem
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Rechtsqualität des GAP-Strategieplans

• Ausführliche begründete „Erklärung“ des Mitgliedstaats gegenüber 
Kommission mit Selbstverpflichtungscharakter

• Rechtsakt sui generis ??

• Wird von Kommission genehmigt

• Entfaltet keine eigenständige rechtliche Wirkung im Mitgliedstaat

• Mitgliedstaaten legen den Rechtsrahmen für die Gewährung der 
Unterstützung der EU an die Begünstigten im Einklang mit dem jeweiligen 
GAP-Strategieplan und den Grundsätzen und Anforderungen der EU-
Basisrechtsakte fest. Die Mitgliedstaaten setzen den genehmigten 
Strategieplan um (Art. 9 GAP-Strategieplan-Verordnung).
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Rechtlicher Rahmen in Österreich 1

• GAP-Strategieplan ist als rechtlicher Rahmen nicht geeignet, weil 
einerseits zu umfassend und andererseits zu unpräzise

• gesetzliche Verankerung in Österreich notwendig

• Verfassungsrechtliche Kompetenzgrundlage: § 1 MOG (1. Säule) und 
Art.17 B-VG (Ländliche Entwicklung)

• Ursprüngliche Idee eines GAP-Strategieplan-Grundsätze-Gesetzes wird 
nicht weiter verfolgt

• Erfolgt nunmehr mit  Änderung (Erweiterung) des 
Marktordnungsgesetzes
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Rechtlicher Rahmen in Österreich 2

• Differenzierte Ausgestaltung bleibt:

− 1. Säule in Hoheitsverwaltung, daher gesetzlich genauer zu 
determinieren

− 2. Säule in Privatwirtschaftsverwaltung, daher nur Grundsätze im 
Gesetz, Details durch Sonderrichtlinien

− Teilweise auch 1.Säule-Maßnahmen mittels Sonderrichtlinien: Öko-
Regelungen „laufen“ bei ÖPUL mit

− Gemeinsame Regelungen (Begriffsbestimmungen, allgemeine 
Fördervoraussetzungen, Abwicklung und Kontrolle) werden durch 
Verordnung näher ausgeführt 
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Rechtlicher Rahmen in Österreich 3

• Maxime: 

− so wenig wie möglich am bewährten System ändern

− so weit wie möglich vereinheitlichen

• Vereinfachungsmöglichkeiten nutzen

• Möglichkeiten der Nutzung neuer Technologien (z.B. Flächenmonitoring) 
zur Erleichterung bei Antragstellung, Einhaltung bestimmter 
Fördervoraussetzungen und Kontrolle
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Herausforderungen 

• Umgang mit reduzierten EU-Vorgaben zu Abwicklung und Kontrolle

• Neue Rolle der Bescheinigenden Stelle (Wahrung des Schutzes der 
finanziellen Interessen der EU)

• zeitliches Dilemma:

− Einreichung des GAP-Strategieplans braucht innerstaatliche 
Absicherung

− Position der Europäischen Kommission im Genehmigungsprozess kann 
sich auf Inhalt des (beschlossenen?) Gesetzestexts auswirken

• „Entscheidungshoheit“ bei Parlament oder Kommission
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Vielen Dank 

für Ihre 

Aufmerksamkeit!

Anna Zauner

BMLRT

anna.zauner@bmlrt.gv.at
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